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Einleitung

Es gibt Straftäter, die mit großer Wahrscheinlichkeit nach Verbüßung ihrer
Freiheitsstrafe erneut schwere Straftaten begehen. Jede Gesellschaft hat die Frage zu
beantworten, wie sie dem Schutz der Allgemeinheit einerseits und dem Freiheits-
anspruch des Straftäters andererseits Geltung verschafft.

Ende des letzten Jahrhunderts ist in Deutschland eine vermeintlich empfindliche
Sicherheitslücke beim effektiven Schutz vor gefährlichen Straftätern erkannt wor-
den, deren Schließung von der Bevölkerung unter dem Eindruck einiger medial stark
beachteter Sexualstraftaten verlangt wurde.

Der rechtspolitischen Forderung nach verbessertem Schutz vor gefährlichen
Straftätern wurde vom Gesetzgeber unter anderem durch eine Reihe von Novellie-
rungen des Rechts der bis dato eher unbedeutenden Sanktion der Sicherungsver-
wahrung Rechnung getragen. Diese führten zu einer wiederholten, äußerst frag-
würdigen Erweiterung des Anwendungsbereichs dieser Sanktion.

Erst eine Verurteilung Deutschlands durch den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte veranlasste den Bundesgesetzgeber zu einem Richtungswechsel
und einer damit verbundenen umfassenden Reform des Rechts der Sicherungsver-
wahrung.

Das gesellschaftliche und kriminalpolitische Interesse an Sicherheit und Risi-
kokontrolle ist kein auf Deutschland beschränktes Phänomen.

In vielen anderen Staaten ist Sicherheit seit Ende des letzten Jahrhunderts zu
einem Leitmotiv für Reformen des nationalen Strafrechts geworden. Das ist na-
mentlich in den Vereinigten Staaten der Fall. Anstoß für die Einführung neuer Re-
gelungen zur Sicherungsverwahrung gaben ebenso wie in Deutschland Fälle des
sexuellen Missbrauchs von Kindern, die in der Bevölkerung die Forderung nach
politischer Reaktion laut werden ließen.

Zwangsläufig haben sich infolge der Veränderungen des Rechts der Siche-
rungsverwahrung auch die Verfassungsgerichte beider Länder mit der Verfas-
sungsmäßigkeit dieser freiheitsentziehenden Sanktionen befassen müssen.

Die Verfassungsgerichte müssen sich einer altbekannten Problematik stellen:Wie
kann der Konflikt zwischen dem Sicherheitsbedürfnis der Allgemeinheit und den
Freiheitsrechten des betroffenen Straftäters aufgelöst werden? Wie weit darf ein
Rechtsstaat gehen, der seine Bürger vor Straftätern schützen will, die gemäß gut-
achterlicher Einschätzung eine Gefahr für die Gesellschaft darstellen, wenn sich das
Ende ihrer Freiheitsstrafe abzeichnet?



Wird eine Strafe durch das Maß der Schuld des Täters begrenzt oder können
präventive Gesichtspunkte ebenso eine Strafschärfung begründen? Kann eine frei-
heitsentziehendeMaßnahme, die auf Behandlung und Therapie ausgerichtet ist, eine
mitunter lebenslange Unterbringung legitimieren? Oder handelt es sich bei der Si-
cherungsverwahrung letztlich um eine Strafe?

Es bietet sich daher an, eine rechtsvergleichende Untersuchung darüber durch-
zuführen, wie sich zwei moderne Rechtssysteme denselben verfassungsrechtlichen
Herausforderungen gestellt haben, um damit zugleich aufzeigen zu können, dass
verfassungsrechtliche Bedenken gegen das Instrument der Sicherungsverwahrung
von Straftätern allgemeingültig sind.

Ziel der Arbeit ist es, festzustellen, ob sich beide Rechtsordnungen trotz unter-
schiedlicher verfassungsrechtlicher Ausgangslage bei der Bewältigung der konsti-
tutionellen Probleme annähern oder ob divergierende Lösungen hervorgebracht
werden.

Die Arbeit soll sich in drei Teile gliedern: Die ersten beiden Teilewidmen sich der
Darstellung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, auch unter Be-
rücksichtigung europäischer Einflüsse sowie korrelierender Verfassungsurteile vom
US Supreme Court. Die Untersuchung der Verfassungsrechtsprechung beider
Staaten erfolgt auch unter Zuhilfenahme von Kommentar- und wissenschaftlicher
Sekundärliteratur.1 Dabei soll im Rahmen der einzelnen Länderbetrachtungen
ebenso ein kurzer Überblick über die geschichtliche Entwicklung des Instituts der
Sicherungsverwahrung sowie das Strafrechts- und Verfassungssystem gegeben
werden, um das konkrete Dissertationsthema angemessen in das relevante Rechts-
system einordnen und grundlegende Zusammenhänge darstellen zu können. Im
dritten Teil erfolgt schließlich der Vergleich der Verfassungsrechtsprechung beider
Staaten. Der Vergleich wird aufzeigen, dass die Verfassungsrechtsprechung beider
Staaten die unterschiedlichen kulturellen Gegebenheiten in Deutschland bzw. in den
USA widerspiegelt, insbesondere ein unterschiedliches Verständnis für einen an-
gemessenen Umgang mit Straftätern.

Im Rahmen der ersten beiden Teile soll im Wesentlichen untersucht werden,
welche Grundrechte bzw. Verfassungsgarantien nach der Rechtsprechung der Ver-
fassungsgerichte durch die Sicherungsverwahrung verletzt sein können bzw. unter
welchen Voraussetzungen die Verfassungsgerichte die Sicherungsverwahrung eines
Straftäters für verfassungskonform erachten. Es sollen dabei insbesondere folgende
Fragestellungen untersucht werden: Anhand welcher Kriterien ermitteln die Ver-
fassungsgerichte, ob einer präventiven Maßnahme ein punitiver Charakter beige-
messen werden muss?

1 Soweit die Verfasserin Entscheidungen des US Supreme Court und englischsprachige
Sekundärliteratur zitiert, stammen die Übersetzungen von ihr selbst; es sei denn, auf die
Übernahme einer Übersetzung ist explizit hingewiesen worden.
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Welche Voraussetzungen hinsichtlich des Grades der vom Täter ausgehenden
Gefahr werden verlangt? Genügt die bloße Gefährlichkeit eines Täters zur Siche-
rungsverwahrung, oder müssen vielmehr noch hinsichtlich der geistigen Verfassung
des Sicherungsverwahrten gerichtliche Feststellungen getroffen werden?Wird in der
Frage der Legitimation der Sicherungsverwahrung auch die Ausgestaltung des
Vollzugs einbezogen?
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